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Wolfram Wette 
Kriegsverhütung, damals und heute. 

Was hat uns der Basler Friedenskongress 1912 heute noch zu sagen? 

Plenarvortrag am 24.11.2012, 9.00-9.45 Uhr,  

zum Wissenschaftlichen Kongress an der Universität Basel vom 22.-24.11.2012: 

Krieg und Frieden. 100 Jahre Außerordentlicher Kong ress ‚Gegen den Krieg‘ der Sozi-
alistischen Internationale von 1912 in Basel und di e Frage des Friedens heute. 

 

Einleitung:  
 
Die Veranstalter haben mich mit der Frage konfrontiert: Was hat uns der Basler Friedens-
kongress 1912 heute noch zu sagen? Die Frage klingt auf den ersten Blick eher unproblema-
tisch, und so empfand ich es auch, als ich die Aufgabe übernahm. Bei genauerem Hinsehen 
wurde allerdings klar, dass ein systematischer Vergleich der Kriegsverhütungspolitik damals 
und heute anzustellen war, es sich also um eine sehr komplexe Materie handelt. Es geht um 
Politiker und ihre Vorstellungen von Souveränität, Machtstaat, Militär, Rüstung und Krieg, es 
geht um strukturelle Rahmenbedingungen und aktuelle Konfliktlagen, es geht um den Kampf 
der europäischen Sozialdemokratie gegen den Krieg, um Chancen und Illusionen, es geht 
um Völkerrecht und Feindbilder - und schließlich auch um die Rolle der Frauen in diesem 
existentiellen  Politikfeld. So gesehen, stehen die Jahresdaten 1912 und 2012 symbolisch für 
die Aufgabe, ein ganzes Jahrhundert vergleichend in den Blick zu nehmen. Das ist eine gro-
ße Herausforderung, wo doch, um mit Hans-Ulrich Wehler zu sprechen, "die vergleichende 
Problemanalyse zu den schwierigsten Künsten des Historikers gehört".1 Denn man muss 
sich im Umfeld des Jahres 1912 ebenso gut auskennen wie im Umfeld des Jahres 2012, 
unserer nicht weniger komplizierten Gegenwart. Und diese wiederum ist ohne die Erfahrun-
gen des 20. Jahrhunderts nicht zu begreifen. Ich habe mich dazu entschlossen, Ihnen das 
Ergebnis meines vergleichenden Nachdenkens in der Gestalt von 10 Thesen vorzutragen, 
die ich jeweils mit einer Erläuterung versehe. 
 
1. These: Der Basler Friedenskongress von 1912, ver anstaltet von der II. Sozialisti-
schen Internationale, stellte den historischen Gege nentwurf zur dominanten Strömung 
der kriegerischen Machtpolitik der europäischen Nat ionalstaaten jener Zeit dar, die 
zum Ersten Weltkrieg führte. Vor den Augen der Welt öffentlichkeit demonstrierte der 
Kongress den unbedingten Friedenswillen der europäi schen Arbeiterschaft. Aller-
dings idealisierte er diesen Friedenswillen, übersc hätzte die Bereitschaft der sozial-
demokratisch denkenden Arbeiterschaft zu internatio naler Solidarität und unterschätz-
te ihre nationalen Bindungen. 
 
Die in Basel versammelten Vertreter der europäischen Sozialdemokratie präsentierten sich 
der internationalen Öffentlichkeit als die einzige machtpolitisch ernst zu nehmende Alternati-
ve zur vorherrschenden Politik des Wettrüstens, der Kriegsvorbereitung und des Spiels mit 
dem Feuer.2 Sie wollten, ebenso wie die kleine, einflussarme Gruppe der bürgerlichen Pazi-
fisten,  einen drohenden Krieg verhindern.3 Sie standen in Opposition zu den Regierungen 
der europäischen Nationalstaaten und den sie stützenden Eliten - den Generalstäben, Mei-
nungsmachern und Rüstungsschmieden, für die der Krieg ein selbstverständliches und legi-
times Mittel der Politik war. Allerdings war es primär das deutsche Kaiserreich, das nicht 
mehr auf Verhandlungen und Interessenausgleich setzte und sich anschickte, das bis dahin 
auf dem Status quo beruhende Mächtegefüge zu sprengen. Insofern war der Erste Weltkrieg 
vor allem und eigentlich nur in dem Land wirklich zu verhindern, von dem er ausging, in Kauf 
genommen oder angestrebt wurde. Festzuhalten ist: Nicht die Sozialdemokraten und die 
bürgerlichen Pazifisten haben diesen Krieg zu verantworten, sondern in erster Linie ihre sehr 
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viel mächtigeren politischen Gegenspieler, nämlich die traditionellen Eliten des wilhelmini-
schen Reiches. 
Die Arbeiter in den europäischen Ländern kämpften seinerzeit primär um eine Verbesserung 
ihrer Lebensverhältnisse und um die Möglichkeit demokratischer Partizipation. Über Außen-
politik waren sie in der Regel nur wenig informiert, und sie hatten wohl auch nur eine vage 
Vorstellung davon, wie ihre Arbeitswelt mit der internationalen Welt zusammenhing. Gleich-
wohl kann angenommen werden, dass die arbeitenden Menschen, die von den Delegierten 
des Basler Kongresses vertreten wurden, ebenso für den Erhalt des Friedens waren wie ihre 
in Basel tagenden Repräsentanten.4 Sie hatten kein Interesse am Krieg. Damit unterschie-
den sie sich von den nationalistisch eingestellten Bürgerlichen, die 1914 mit Begeisterung in 
den Krieg zogen.  
Zur Zeit des deutschen Kaiserreichs konkurrierten in den Köpfen und Gefühlen der organi-
sierten Arbeiterschaft nationale Prägungen und das Ideal der internationalen Solidarität mit-
einander. In Deutschland glaubten nicht wenige jener Arbeiter, die Veteranen des Deutsch-
Französischen Krieges von 1870/71 waren und sich hernach Kriegervereinen mit ihrer nach 
Millionen zählenden Mitgliedern angeschlossen hatten, zugleich an Bismarck und an Bebel.5 
In der gesamten Zeit des Deutschen Kaiserreiches gab es so etwas wie einen „Militarismus 
des kleines Mannes“. Diesem war die Idee der Landesverteidigung keineswegs fremd.6 Au-
gust Bebel, der über die Landesgrenzen hinaus geachtete Parteivorsitzende der SPD, unter-
stützte er den allgemeinen Friedensappell des Basler Kongresses, fürchtete aber zugleich 
die absehbare Propagandabehauptung der innenpolitischen Gegner, die SPD sei antinatio-
nal, und er hatte sich – ausweislich seiner Reichstagsreden - gleichzeitig längst der Idee der 
nationalen Landesverteidigung angenähert.7 
 
2. These: Das Eintreten des Kongresses für eine Pol itik der Kriegsverhütung im Kapi-
talismus war das Ergebnis eines Umdenkens in den so zialistischen Parteien Europas 
seit den 1890er Jahren. Hatten sie zuvor die politi sche Strategie „Frieden durch Revo-
lution“ verfolgt, so vertraten sie nunmehr die revi sionistische Vorstellung, dass das 
erreichte Gewicht der Sozialdemokraten in den Parla menten ein allmähliches Hinein-
wachsen in die sozialistische Zukunftsgesellschaft mit sich bringen werde. Gleichzei-
tig vollzog sich auch ein Gesinnungswandel in Sache n Kriegsverhütung. Informatio-
nen über das enorme Zerstörungspotential eines indu strialisierten Zukunftskrieges 
wirkten in die gleiche Richtung. 
 
Der Außerordentliche Kongress in Basel 1912 mit seinem Motto „Krieg dem Kriege“ fügte 
sich in die Tradition dieser „friedlichen Wendung“ ein.8 Angesichts der vorhersehbaren Zer-
störungen eines Zukunftskrieges – wie sie etwa von Friedrich Engels, dem Russen Ivan 
Bloch und der Österreicherin Berta von Suttner beschrieben wurden - nahmen die Sozialis-
ten von der Vorstellung Abstand, dass der Krieg auch sein Gutes haben könnte, indem er die 
Revolution beschleunigte. Jetzt betrieben sie eine Politik der Kriegsverhütung auf dem Bo-
den des Gegenwartsstaats.9 Von ihm verlangte man – anders als bislang und trotz seiner 
kapitalistischen Wirtschaftsstruktur –, einen kriegerischen Konfliktaustrag unbedingt zu ver-
meiden. Die Revolutionierung der Verhältnisse sollte fortan auf evolutionärem Wege erfol-
gen. Statt „Frieden durch Revolution“ galt nun die Devise „Frieden ohne Revolution“10. 
Zwei Jahre vor dem Beginn des Ersten Weltkrieges, also im Jahre 1912, als der Basler Kon-
gress tagte, veröffentlichte der Hamburger Lehrer Wilhelm Lamszus eine wirklichkeitsnahe 
Vorausschau auf den industrialisierten Zukunftskrieg. Der provozierende Titel seines Ro-
mans lautete: „Das Menschenschlachthaus. Bilder vom kommenden Krieg“.11 Das Buch wur-
de sowohl zum Skandal als auch ein Bestseller. In wenigen Monaten erreichte es 70 Aufla-
gen mit über 100 000 verkauften Exemplaren. Eine englische Ausgabe war ebenso erfolg-
reich.12 Das bedeutet: Wer wissen wollte, wie der Zukunftskrieg voraussichtlich aussehen 
würde, der konnte es wissen. 
 
3. These: Das martialische Motto des Basler Kongres ses von 1912 „Krieg dem Kriege“ 
verdeckte den Sachverhalt, dass der Sozialistischen  Internationale keine Machtmittel 
zur Verfügung standen, auf die man sich hätte einig en können und die gegebenenfalls 
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geeignet gewesen wären, ihrer Politik der Kriegsver hütung zum Erfolg zu verhelfen. 
Nicht wenige Delegierte wussten um die als schmerzl ich empfundene Wahrheit, dass 
sich die Kampfparole „Krieg dem Kriege“ letztlich i n einem Appell an die Regierungen 
erschöpfte. Nur eine Minderheit glaubte an die Krie gsverhinderung durch einen Gene-
ralstreik. 
 
Wer damals die im Münster zu Basel gehaltenen Reden hörte oder wer das Protokoll dieser 
großen Friedensdemonstration heute nachliest, ist beeindruckt vom Selbstbewusstsein und 
vom Optimismus der Redner. Vollmundig erklärte etwa der Sprecher der Sozialdemokrati-
schen Partei der Schweiz, Regierungsrat Wüllschläger, die Internationale sei „heute eine 
große, reelle und ideale Macht“, die sich Gehör zu verschaffen wisse.13 Der deutsche Politi-
ker Hugo Haase und Ko-Parteivorsitzende bezeichnete die internationale Sozialdemokratie 
„als Träger und Verkörperung der Friedensidee“, bemerkte aber auch skeptisch: „Wir ver-
kennen die Grenzen unserer Macht nicht“.14  
Der Londoner Labour-Politiker Keir Hardie, Verfechter einer Strategie des Massenstreiks 
gegen den Krieg, erklärte, der Kongress sei „eine gewaltige Macht zum Schutze des europä-
ischen Friedens“, da er 15 Millionen sozialdemokratischer Wähler vertrete. Wenn die Diplo-
matie sich als unfähig erweisen sollte, den Kriegsausbruch zu verhindern, so werde sich die 
Arbeiterklasse nicht scheuen, vom Kampfmittel des „internationalen revolutionären Gegen-
kriegsstreiks“ Gebrauch zu machen.15 Hermann Greulich aus Zürich, der für die Parteileitung 
der schweizerischen Sozialdemokraten sprach, verwies besonders auf „die 4 ¼ Millionen 
sozialdemokratische Stimmen im Zentralstaat des europäischen Militarismus, in Deutsch-
land“. Das sei „eine herrliche Garantie für den Völkerfrieden“.16  
Der Kongress verabschiedete schließlich einstimmig eine wachsweiche Resolution, in wel-
cher die Mitgliedsparteien der SI in einer allgemein gehaltenen Formulierung aufgefordert 
wurden, „alles aufzubieten, um durch die Anwendung der ihnen am wirksamsten erschei-
nenden Mittel den Ausbruch des Krieges zu verhindern“ und, falls der Krieg dennoch aus-
brechen sollte, „für dessen rasche Beendigung einzutreten“.17  
Die Frage, ob der Generalstreik ein geeignetes Mittel zur Kriegsverhütung sein könne, hatte 
die II. Sozialistische Internationale auf ihren Kongressen zwischen 1889 und 1912 immer 
wieder beschäftigt.18 In diesen Debatten hatte unter anderem der deutsche Parteivorsitzende 
August Bebel zu erkennen gegeben, dass die Führer der deutschen Sozialdemokratie und 
der Gewerkschaften keine Sympathie für die Idee eines Massenstreiks gegen den Krieg heg-
ten.  Die SPD-Führer  befürchteten, dass die um ihre Herrschaft kämpfende Staatsmacht in 
einem solchen Falle mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln, auch denen des Belage-
rungszustandes und des Militäreinsatzes, gegen die Streikenden vorgehen werde. Es be-
stand die Gefahr, dass der große und empfindliche Partei- und Gewerkschaftsapparat zer-
schlagen würde. Ähnlich dachte man auch in einigen Schwesterparteien anderer Länder. 
Schon auf dem Stuttgarter Kongress 1907 hatte Bebel resigniert erklärt: „Wir können nichts 
tun als aufklären, Licht in die Köpfe bringen, agitieren und organisieren.“19 Aus diesem Grund 
kam der Militärstreik in der Resolution des Basler Kongresses 1912 nicht vor. 
Aber welche anderen Mittel der Kriegsverhütung standen den Parteien der II. SI zur Verfü-
gung? Im Wesentlichen reduzierten sie sich auf Appelle an die eigenen Anhänger, „mit allen 
Kräften“ gegen das Wettrüsten zu kämpfen, die Jugend der Arbeiterklasse im Geiste der 
Völkerverbrüderung und des Sozialismus zu erziehen, sich für die Abschaffung der Stehen-
den Heere, für die Schiedsgerichtsbarkeit und eine Außenpolitik der Verständigung einzuset-
zen. 
Als sich die Kriegsgefahr zuspitzte, organisierten die sozialdemokratischen Parteien in 
Deutschland wie in Frankreich große Friedensdemonstrationen, an denen Hunderttausende 
von Menschen teilnahmen. Aber die mit Kriegsplanungen beschäftigten Regierungen und 
ihre Generalstäbe ließen sich von alledem nicht beeindrucken. In Deutschland kalkulierte die 
Regierung, dass von den Sozialdemokraten letztlich nichts zu befürchten sei, wenn es ihr im 
richtigen Moment gelang, in der Öffentlichkeit das eigene Land als das angegriffene hinzu-
stellen. Das würde die vorhersehbaren nationalen Reflexe auslösen, die mit der – als legitim 
betrachteten - Landesverteidigung verknüpft waren.  
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4. These: Zur Zeit des Basler Kongresses waren die Köpfe vieler Menschen in 
Deutschland beherrscht von dem Glauben an die Natur notwendigkeit, die Gott-
gewolltheit oder die historische Unabänderlichkeit des Krieges. Solche Kriegsmeta-
physik führte zu Fatalismus und lähmte den Willen z ur Kriegsverhütung. Erst in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts haben sich die Deutschen von diesem Denken 
befreit. Sie erkannten, dass Kriege Menschenwerk si nd, dass sie sowohl gemacht als 
auch verhindert werden können.  
 
Das Diktum des preußischen Generalstabschefs Helmut von Moltke d.Ä., dass „der Krieg ein 
Glied in Gottes Weltordnung“ sei20 wurde in kaiserlichen Deutschland tausendfach nachge-
betet.21 Die Menschen sollten glauben, „der Krieg“ sei ein Naturereignis, er breche aus wie 
ein Vulkan und könne von Menschen eben nicht gebändigt werden. Die christlichen Kirchen 
segneten die Waffen und sprachen vom Krieg als „Gottesgericht“. In dem reichhaltigen Arse-
nal der Kriegsrechtfertigungen hat diese Kriegsmetaphysik jahrhundertelang eine große Rol-
le gespielt. Wer an sie glaubte, mochte den jeweiligen Zukunftskrieg fürchten, ihn aber zu-
gleich als unvermeidbar ansehen und ihm kompensatorisch den Charakter einer heroischen 
Bewährungsprobe abgewinnen. 
Frei von solchem Fatalismus war der französische Parteiführer und Pazifist Jean Jaurès. 
Schon auf dem Kongress seiner Partei in Limoges 1906 hatte er erklärt: „Wie die Wolke das 
Gewitter, so trägt der Kapitalismus den Krieg in sich. Aber Kriege entladen sich nicht wie 
Gewitter aus den Spannungen elementarer Kräfte; sie entspringen einem menschlichen Wil-
lensakt und sind daher nicht unabwendbar. Sie können verhütet werden, wenn dem Willens-
akt der herrschenden Klasse ein Willensakt der Arbeiterklasse entgegengesetzt wird.“22 Ähn-
lich sprach er in Basel.  
Aber es bedurfte vor allem in Deutschland noch zweier Weltkriege mit mindestens 72 Millio-
nen Toten23, bis sich die Überlebenden dieses „Zeitalters der Extreme“ (Erich Hobsbawm) in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zu der Einsicht durchrangen, dass besagte Kriegs-
metaphysik ein Trugbild ist, dass Kriege von Menschen gemacht werden und daher auch 
verhindert werden können, dass Kriegsverhinderung also prinzipiell möglich ist.  
In der Zeit des Kalten Krieges mit seiner ständigen Gefahr eines alles zerstörenden Atom-
krieges sollte die Kriegsverhütung zur Conditio sine qua non jeder Politik der beiden Macht-
blöcke werden. 1971 ermittelte eine Forschergruppe um den deutschen Physiker Carl Fried-
rich von Weizsäcker, dass in einem Atomkrieg in Mitteleuropa alles zerstört würde, was hätte 
verteidigt werden sollen, und dass angesichts dieser Kriegsfolgen nur noch eine Politik der 
Kriegsverhinderung verantwortbar war.24 Diese Erkenntnisse wurden nun, in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts, von einer großen Mehrheit der deutschen Bevölkerung geteilt. 
Die Massenaktionen der Friedensbewegung von 1980-84, 1991 und 2003 haben dies gleich 
mehrfach unter Beweis gestellt.  
 
5. These: Feindbilder und Kriegslügen waren vor dem  Ersten Weltkrieg, während sei-
nes Verlaufs und in der Nachkriegszeit ein fester B estandteil kriegerischer Machtpoli-
tik der Nationalstaaten. Als Manipulationsinstrumen te werden Feindbilder und Kriegs-
lügen bis zum heutigen Tage benutzt, und zwar in De mokratien und Diktaturen glei-
chermaßen. Die Erkenntnis, dass im Kriege die Wahrh eit das erste Opfer ist, gilt sys-
temübergreifend.  
 
In den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg waren in Deutschland antifranzösische, antibritische 
und antirussische Feindbilder verbreitet. Sie wurden gebündelt in dem Propaganda-
Schlagwort „Feinde ringsum!“ Unter dem Eindruck solcher Bedrohungsvorstellungen wurden 
in der deutschen Sozialdemokratie schon lange vor dem Ersten Weltkrieg die Fragen debat-
tiert: Kann man in einem Konfliktfall überhaupt unterscheiden, ob es sich um einen Angriffs- 
oder Verteidigungskrieg handelt? Oder muss das entscheidende Kriterium zur Bewertung 
eines Konflikts das proletarische Interesse sein? 
Wie bekannt, verbreitete Theobald von Bethmann Hollweg, Reichskanzler unter Kaiser Wil-
helm II., in der Julikrise von 1914 durch geschickte Regie den Eindruck, Deutschland bleibe 
nichts anderes übrig, als auf die russische Generalmobilmachung zu reagieren und sich zu 
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verteidigen. Mit dieser Manipulation drängte er die zögernde Sozialdemokratie, die noch kurz 
zuvor Friedensdemonstrationen organisiert hatte, dazu, eine Verteidigungssituation anzu-
nehmen, in der sie sich nicht verweigern wollte. Die SPD-Reichstagsfraktion bewilligte da-
raufhin die ersten Kriegskredite und schloss einen sogenannten Burgfrieden mit dem Kaiser 
und seiner Regierung. Der Chef des Marinekabinetts, Admiral Georg von Müller, freute sich 
über den gelungenen Coup. Er notierte: „Stimmung glänzend. Die Regierung hat eine glück-
liche Hand gehabt, uns als die Angegriffenen hinzustellen.“25 
Das System der Kriegslügen hat die kriegerischen Auseinandersetzungen des 20. und 21.  
Jahrhunderts begleitet.26 Obwohl die modernen Massenkommunikationsmittel eine rasche 
und umfassende Information über Ereignisse auf dem gesamten Globus ermöglichen, hat 
sich hinsichtlich des Einsatzes von Kriegslügen zur Vorbereitung und Rechtfertigung kriege-
rischer Handlungen sowie zur Vertuschung der Kriegsrealität seit 1912 nichts Grundlegen-
des geändert. Auch zukünftig werden wir den regierungsamtlichen Kriegslügen in hohem 
Maße ausgeliefert sein. Misstrauen ist hier grundsätzlich angesagt. 
 
6. These: Nur wenige Delegierte des Basler Kongress es waren Frauen, nämlich 18 von 
555. In dem seit 1912 verflossenen Jahrhundert hat sich die Rolle der Frauen in der 
Politik und in der Wirtschaft nur graduell geändert . Seit 1918 haben die Frauen in 
Deutschland das passive und aktive Wahlrecht. Seit 1949 ist die Gleichheit der Ge-
schlechter in der deutschen Verfassung festgeschrie ben. Aber die gesellschaftliche 
Praxis ist von der Gleichberechtigung noch immer we it entfernt. In Führungspositio-
nen von Politik und Wirtschaft dominieren nach wie vor die Männer. Die angestrebte 
Steigerung des weiblichen Einflusses in Staat, Gese llschaft und Wirtschaft gibt der 
Hoffnung Raum, dass das zur Kriegsverhütung tendier ende Führungspersonal zukünf-
tig allmählich stärkeren Einfluss gewinnt. 
 
Um 1912 besetzten Männer sämtliche politischen und militärischen Positionen. Sie trafen die 
Entscheidungen über Krieg oder Frieden, schlossen Waffenstillstandsabkommen, handelten 
Friedensschlüsse aus und unterzeichneten Staatsverträge. Männer hielten auch Friedens-
kundgebungen wie den Basler Kongress von 1912 ab.  
Hundert Jahre später zeichnet sich ab, dass künftig immer mehr Frauen in die Politik gehen 
werden, aber auch in die Vorstandsetagen der großen Unternehmen. Ob dieser Megatrend 
zu einer friedlicheren Welt führt, ist zu hoffen, aber keineswegs ausgemacht. Der Zukunfts-
forscher Matthias Horx gibt zu bedenken: „Frauen sind anders. Sie üben Gewalt aus anderen 
Gründen als Männer aus. Wenn Frauen in den Krieg ziehen, wollen sie in der Regel etwas 
verhindern. Zum Beispiel, das Männer sich gegenseitig (und Frauen und Kinder) umbringen. 
Frauen werde eher aus Sorge aggressiv.“ Sie führen keine Kriege zur Territorialerweiterung, 
sondern „Sorgenkriege“.27 
In der internationalen Friedens- und Konfliktforschung spricht man ebenfalls von einem „rela-
tiven Pazifismus von Frauen“, der ihrer unterschiedlichen Sozialisation geschuldet sei. Da-
raus wird die Vermutung abgeleitet, „dass es bei einer stärkeren Beteiligung von Frauen an 
politischen Entscheidungen weniger militärische Konflikte geben sollte“.28 Die zwar empirisch 
nicht bewiesene, aber durchaus plausible These lautet: Die Welt könnte also friedlicher wer-
den, „wenn mehr Frauen an die Macht gelangten“.29 
 
7. These: Die Politik der Kriegsverhütung durch den  Ausbau des Völkerrechts hat in 
den letzten 100 Jahren bemerkenswerte Erfolge vorzu weisen. Zur Zeit des Basler Frie-
denskongresses galt in den Beziehungen der souverän en Nationalstaaten noch das 
ungezügelte Recht zur kriegerischen Durchsetzung vo n Machtinteressen. Der Briand-
Kellogg-Stresemann-Pakt von 1928 brachte lediglich ein verbindliches Verbot des An-
griffskrieges. Seit der Verabschiedung der Charta d er Vereinten Nationalen im Jahre 
1945 besteht ein allgemeines völkerrechtliches Krie gsverbot. Seitdem kann nur noch 
eine Politik der Kriegsverhütung als völkerrechtsko nform gelten, ausgenommen die 
Selbstverteidigung und eine UN-mandatierte Gewaltau sübung.  
 



6 
 

Während der beiden Haager Konferenzen von 1899 und 1907 wurde über Probleme einer 
Stabilisierung des Friedens zumindest nachgedacht.30 Es zeigte sich jedoch, dass insbeson-
dere die deutsche Regierung nicht willens war, ihre Souveränität und ihr Recht zum kriegeri-
schen Konfliktaustrag zu beschränken. Damit war jeder Ansatz zu einer Politik der Vertrau-
ensbildung zum Scheitern verurteilt. Was von diesen Konferenzen im Hinblick auf die Politik 
der Kriegsverhütung blieb, war die Einführung einer Schiedsgerichtsbarkeit, die allerdings 
nicht obligatorisch und nicht mit Sanktionen bewehrt war, sodass sie letztlich wirkungslos 
bleiben musste.31 Einigen konnte man sich immerhin auf Regeln im Krieg. Sie gelten seitdem 
als verbindliches Kriegsvölkerrecht. Dagegen fanden die Beratungen über Abrüstung und 
Rüstungssteuerung keine Zustimmung. Insbesondere die deutsche Seite wollte sich alle Op-
tionen offenhalten. 
Als die Sozialistische Internationale 1912 in Basel tagte, befand sich das internationale Sys-
tem demnach – in völkerrechtlicher Hinsicht - im Zustand der Anarchie. Jeder Staat konnte 
das Recht auf Krieg für sich reklamieren. Der Monarch entschied allein über Krieg und Frie-
den, und die Spitzenmilitärs waren nur ihm verpflichtet, nicht der Regierung und schon gar 
nicht dem Reichstag. Die oppositionellen Sozialdemokraten verfügten über keinen institutio-
nalisierten Einfluss auf die Entscheidungsträger. 
Unter dem Eindruck des Zweiten Weltkrieges wurde noch im Jahre 1945 die Charta der Ver-
einten Nationen verabschiedet, die ein allgemeines Kriegsverbot enthält.32 Auch die Andro-
hung von Gewalt war jetzt völkerrechtlich verboten. Die Verfassung der Bundesrepublik 
Deutschland, das „Grundgesetz“, 1949 verabschiedet und bis zum heutigen Tage auch im 
vereinigten Deutschland gültig, atmet denselben Geist der Kriegsverhütung und des Frie-
dens.33 In der Präambel der 2007 verabschiedeten Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union heißt es: „Die Völker Europas sind entschlossen, auf der Grundlage gemeinsa-
mer Werte eine friedliche Zukunft zu teilen, indem sie sich zu einer immer engeren Union 
verbinden.“34 
Die reale weltgeschichtliche Entwicklung hat sich an die Vorgaben der UN-Charta ebenso 
wenig gehalten wie die deutsche Politik an das Grundgesetz. In der Zeit des Ost-West-
Konfliktes wurde eine Strategie der Kriegsverhütung durch Stärke verfolgt, indem die Kon-
trahenten sich gegenseitig einen alles vernichtenden Atomkrieg androhten. Im Gegenzug zu 
dieser Drohpolitik entwickelte die oppositionelle deutsche Sozialdemokratie, die 1969 in Re-
gierungsverantwortung gelangte und mit Willy Brandt den Kanzler stellte, eine andere, prä-
ventive Kriegsverhütungspolitik. Sie setzte eher auf Vertrauensbildende Maßnahmen, Abrüs-
tung und Rüstungsbeschränkung, und sie war von der Idee einer Gemeinsamen Sicherheit 
der Konfliktpartner in einem Klima der Entspannung geprägt.35 Man kann diese Politik in der 
Traditionslinie des Basler Kongresses von 1912 sehen. Insgesamt lässt sich im Rückblick 
auf das Jahrhundert seit 1912 jedenfalls feststellen, dass sich die völkerrechtlichen Voraus-
setzungen für eine Politik der Kriegsverhütung grundlegend zum Positiven hin verändert ha-
ben. 
 
8. These: Das Wettrüsten in den Jahrzehnten vor dem  Ersten Weltkrieg stellte eine 
wesentliche Voraussetzung für das Projekt einer akt iven Kriegspolitik dar. In Deutsch-
land entfaltete die Aufrüstung insoweit auch eine E igendynamik, als sie die Entschei-
dungsträger dazu veranlasste, den Zeitpunkt zum kri egerischen „Griff nach der Welt-
macht“ (Fritz Fischer) von der eigenen Rüstungsüber legenheit abhängig zu machen. 
Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts gibt es zwar k ein Wettrüsten der antagonisti-
schen Feindlager in der nördlichen Hemisphäre mehr.  Aber die Rüstungsproduktion 
geht gleichwohl ungebremst weiter. Nach wie vor ste llen die Atomwaffen eine ständi-
ge Gefahr für den Weltfrieden dar, die im Alltag de r Menschen allzu oft verdrängt wird. 
Ebenso wie vor 1914 können auch heute können Rüstun g, Waffenhandel und stets 
einsatzbereite Streitkräfte eine Eigendynamik entfa lten und die Anstrengungen zur 
Kriegsverhütung und gewaltfreien Konfliktbearbeitun g konterkarieren. 
 
Das internationale Wettrüsten vor 1914 wurde durch die selbstinduzierte deutsche Rüs-
tungspolitik erst ausgelöst. Im deutschen Generalstab herrschte die Vorstellung, dass es nur 
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ein schmales Zeitfenster gebe, in dem die eigene Rüstungsüberlegenheit für einen kurzen 
und siegreichen Krieg genutzt werden konnte.36  
Und die Rüstungspolitik heute? Das Ende des Ost-West-Konflikts hat bei den Ländern der 
nördlichen Erdhälfte nicht zu einem Verzicht auf Militär und Rüstung geführt, sondern zu ei-
ner groß angelegten Umrüstung für weltweite „Krisenreaktionen“. Das Modell einer „Armee 
im Einsatz“, das in Deutschland seit einigen Jahren propagiert und praktiziert wird, nährt 
neuerlich die Vorstellung, Konflikte seien nicht mit politischen Mitteln, sondern nur mit Gewalt 
zu lösen. Militärische Gewaltausübung wird zur „Neuen Normalität“ erklärt, was den Histori-
ker an das Denken und Verhalten der deutschen Führungsschichten 1914 erinnert. Jeden-
falls steht diese Vorstellung in Widerspruch zu einer konsequenten Politik der Kriegsverhü-
tung. 
Der heutige internationale Waffenhandel, an dem Deutschland, Großbritannien und Frank-
reich maßgeblich beteiligt sind, macht die Welt eher unsicher als dass er die Kriegsverhü-
tung erleichterte. Denn die legalen und illegalen Waffenexporte machen Kriege und Bürger-
kriege in vielen Teilen der Welt überhaupt erst möglich. Die „Geschäfte mit dem Tod“ werden 
nicht selten mit nationalen Sicherheitsinteressen bemäntelt. Aus ethischer Sicht stellen sie 
einen permanenten Skandal dar. 
 
9. These: Im Zeitalter des Imperialismus lag die Id ee eines Zusammenschlusses der 
europäischen Nationalstaaten außerhalb des Denkhori zonts der Regierungen. Erst 
nach zwei Weltkriegen konnte das – von den Sozialis ten schon früh unterstützte – po-
litische Projekt eines geeinten Europa als Friedens raum schrittweise realisiert werden. 
Heute versteht sich Europa als eine Friedensmacht, in welche Kriegsverhütung nach 
innen als ein Strukturprinzip eingewoben ist. Begle itet und garantiert wird die Pazifi-
zierung Europas durch einen Mentalitätswandel der M enschen, die heute Frieden als 
zentralen Wert akzeptieren.  
 
Nach den zwei zerstörerischen Weltkriegen und nach der Ausschaltung des Kriegsfaktors 
Deutschland konnten die europäischen Nationen daran gehen, dieser Art des Konfliktaus-
trags für alle Zukunft eine Absage zu erteilen und sich auf den friedenspolitischen Wert der 
Zusammenarbeit zu besinnen. Zum Zwecke der dauerhaften Friedenssicherung schufen sie 
in mehreren Etappen einen Staatenbund, der voraussichtlich eines Tages die Form eines 
Bundestaates annehmen wird. Innerhalb der Europäischen Union (EU) sind die Nationalstaa-
ten auf den Gebieten des politischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Le-
bens so eng miteinander verflochten, dass man von einem – nach innen hin - strukturell ab-
gesicherten Friedensbündnis sprechen kann. Die Nationen Europas wollen keine Kriege 
mehr gegeneinander führen; sie können es wegen der vielfältigen Verflechtungen auch gar 
nicht mehr.  
In der Außensicht ist Europa daher, anders als die USA, „postheroisch“; damit ist gemeint, 
dass die Bevölkerungen der europäischen Länder, insbesondere die allermeisten Deut-
schen, keine militärischen Helden mehr sein wollen und daher kaum für einen kriegerischen 
Konfliktaustrag mobilisiert werden können.37 Das große Thema des Internationalen Sozialis-
tenkongresses von 1912 lautete, wie der Krieg zwischen den konkurrierenden europäischen 
Nationen verhindert werden könnte. Im Europa von 2012 stellt sich diese Frage nicht mehr. 
Im Jahrhundertvergleich kommt dieser fundamentale Unterschied gebührend in den Blick. 
 
10. These: Das Modell „Friedensmacht Europa“ zeigt allerdings Risse. Denn das im 
Innenverhältnis realisierte Friedensversprechen gil t nicht für die Außenbeziehungen. 
In Deutschland lässt sich seit dem Ende des Kalten Krieges eine Militarisierung der 
Außenpolitik beobachten. Der Befund ist also ambiva lent: Einerseits gibt es in der 
deutschen Regierung Ansätze, die Politik der Kriegs verhütung unter der Bezeichnung 
„zivile Krisenprävention“ zu institutionalisieren. Andererseits wird in den außereuro-
päischen Beziehungen erneut eine militärisch gestüt zte Außenpolitik betrieben. Man 
muss daher feststellen: In einer mit Waffen vollgep umpten Welt ist die Politik Kriegs-
verhütung keineswegs schon realisiert, sondern stel lt nach wie vor eine zentrale Auf-
gabe der deutschen und der europäischen Politik dar . 
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Die innere Pazifizierung des europäischen Kontinents wird heute im politischen und im wis-
senschaftlichen Sprachgebrauch mit wohlklingenden Begriffen wie „Friedensmacht Europa“ 
oder „Zivilmacht Europa“ gekennzeichnet.38 Allerdings ist es fraglich, ob diese Begriffe ihren 
Gegenstand angemessen einfangen können. Mit der militärisch instrumentierten Außenpoli-
tik wurde das im Grundgesetz von 1949 festgeschriebene allgemeine Friedensgebot durch-
löchert, ja tendenziell preisgegeben.39  
Die europäischen Staaten haben es bislang nur ansatzweise zu einer gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik gebracht. In der Praxis agieren sie noch immer als Nationalstaaten. So 
besteht heute wie vor 100 Jahren das primäre Element der Kriegsverhütung im politischen 
Willen der Regierung, einen gewaltsamen Konfliktaustrag zu verhindern und ihn durch ande-
re Mittel zu ersetzen. Der vormalige Generalsekretär der Vereinten Nationen, Boutros Bout-
ros-Ghali gab im Jahre 1992 mit seiner „Agenda für den Frieden“40 eine zeitgemäße Orientie-
rung. Als Mittel der Kriegsverhütung favorisierte er vorbeugende Diplomatie, Friedensschaf-
fung durch Verhandlungen und Kooperation, Friedenssicherung durch Blauhelme sowie die 
Friedenskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit.  
Die Idee einer „zivilen Konfliktbearbeitung“ fand zur Zeit der rot-grünen Bundesregierung 
(1998-2005) Eingang in die deutsche Regierungspolitik. 2004 wurde ein ambitionierter Akti-
onsplan mit dem Titel „Zivile Krisenprävention, Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung“ 
verabschiedet41. Auch wurde ein interministerieller „Ressortkreis zivile Krisenprävention“ ge-
gründet, der allerdings keine öffentliche Aufmerksamkeit erregen konnte.42 So ist die zivile 
Krisenprävention und Konfliktbearbeitung bis heute ein „unscheinbares Nischenprojekt deut-
scher Außenpolitik“ geblieben.43 Die Verfechter einer „zivilen Konfliktbearbeitung“ befinden 
sich heute in einer kaum gewinnbaren Konkurrenz zu den traditionellen Praktiken der Au-
ßenpolitik.  
In der Summe lässt sich konstatieren, dass die innere Befriedung des europäischen Konti-
nents nach dem Ende der nuklearen Blockkonfrontation erfolgreich voran geschritten ist. In 
den Außenbeziehungen Europas wird die Kriegsvermeidung seit 1990 allerdings nicht mehr 
als die zentrale Aufgabe der Politik angesehen. So befindet sich Deutschland heute in dem 
Zwitterzustand zwischen Friedensmacht und traditioneller Machtpolitik. Das bedeutet: Die 
politische Aufgabe der Kriegsverhütung stellt sich heute zwar nicht mehr in der gleichen, 
nämlich europazentrischen Weise wie im Vorfeld des Ersten Weltkrieges. Die internationale 
Lage ist heute eine völlig andere als 1912, zwei Jahre vor dem Beginn des Ersten Weltkrie-
ges. Aber es wäre ein Trugschluss, zu meinen, die Welt von 2012 sei rundum friedlicher ge-
worden.44 Noch immer leben wir in einer hoch gerüsteten Welt, die – aktuell vor allem im 
Nahen Osten - durch einen Funken entzündet werden kann. Die Politik der Kriegsverhütung 
hat sich nur innerhalb Europas strukturell verwirklicht, nicht aber jenseits der europäischen 
Grenzen.  
Anders als 1912 wird Kriegsverhütung in Europa heute nicht mehr als eine spezifische Auf-
gabe der – noch immer existierenden - Sozialistischen Internationale betrachtet, sondern als 
die Aufgabe aller politischen Kräfte. Die Botschaft, die von der gescheiterten Kriegsverhü-
tung von 1912 für die Gegenwart und Zukunft ausgeht, sollte lauten: Die Politik der Kriegs-
prävention kann nur erfolgreich sein, wo der Wille zum Frieden existiert, wo das Recht ge-
achtet wird, wo strukturelle Nichtangriffsfähigkeit organisiert wird und wo die Mentalität der 
Menschen auf Frieden hin orientiert ist. 
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